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Die Hinweise zur Bekanntmachung und zum Pflege- und Entwicklungskonzept 
werden zur Kenntnis genommen. 
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Die brandschutztechnischen Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Stellungnahme ist wortgleich mit der vom 14.07.2016. Angesichts einer 
unveränderten Sachlage (kein Motorsport in der festgesetzten Waldfläche) ist 
eine erneute Abwägung nicht erforderlich. 
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Gegenüber der Sachlage vom 01.08.2016 sind keine maßgeblichen 
Veränderungen eingetreten. Die Hinweise aus dieser Stellungnahme werden 
weiterhin zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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Die in der Stellungnahme dargestellten Sachverhalte wurden in einer 
Abstimmung mit der Verfasserin geklärt. Eine Änderung der Planzeichnung 
ist nicht erforderlich. 
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Der Hinweis zu archäologischen Bodenfunden wird zur Kenntnis genommen. 
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Der Zuständigkeitshinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Eine veränderte Sachlage, die 
eine Abwägung erforderlich machte, liegt nicht vor. 
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Die Hinweise zur Telekommunikationsanlagen werden zur Kenntnis 
genommen. 
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Zu 1: Schallbelastung 
 
Der Immissionsrichtwert gemäß TA-Lärm von 45 dB(A) für die Nachtzeit 
wurde in dem Schalltechnischen Bericht vom 07.12.2016 für Gebiete mit dem 
Charakter eines „Mischgebietes“ in Anlehnung an die 
Baunutzungsverordnung für die Immissionspunkte dieser Einstufung 
angesetzt. 
 
Die Annahme, dass die relevanten Vorbelastungen bei der Ermittlung der 
Lärmsituation nicht berücksichtigt wurden, ist nicht korrekt. Auf Seite 4 des 
Schalltechnischen Berichtes werden diesbezüglich die maßgeblichen 
Gewerbevorbelastungen benannt. Auf Seite 8 wird weitergehend darauf 
verwiesen, wann gemäß TA-Lärm eine Bestimmung der Lärmvorbelastung 
entfallen kann. 
 
Im Detail können dazu folgende Aussagen getroffen werden: 
 
Zu 1.1 Gewerbelärmvor- und -zusatzbelastung 
 
Die Geräuschimmissionen der WEA wie auch der Heese Transporte GmbH 
wurden nicht berechnet, sondern eine Bewertung anhand der zur Verfügung 
stehenden Lärmuntersuchungen vorgenommen. Diese Bewertung ist im 
Kapitel 4.2 des Schalltechnischen Berichtes vom 07.12.2016 erläutert 
worden. Hier wird darauf hingewiesen, dass durch diese Nutzungen 
ausschließlich im Bereich des Wochenendhausgebietes und des 
angrenzenden Ferienhausgebietes eine relevante Gewerbelärmvorbelastung 
nachts zu berücksichtigen ist. Demzufolge wurde - bezogen auf diese 
Gebiete - eine Richtwertunterschreitung durch die Plangebiete um 
mindestens 10 dB angesetzt (außerhalb des Einwirkungsbereichs im Sinne 
der TA Lärm). In dem Fall kann auf die Betrachtung der Vorbelastung 
verzichtet werden. 
 
Für die relevanten Immissionspunkte ist anhand der vorliegenden 
Lärmuntersuchungen durch die WEA wie auch die Geräuschimmissionen der 
Heese Transporte GmbH von keiner relevanten Gewerbelärmvorbelastung 
tags/nachts auszugehen. Demzufolge wurde hier auf die Betrachtung der 
Vorbelastung verzichtet. 
 
Die WEA fanden somit bei der Vorbelastungsbetrachtung Eingang bei der 
Bewertung als irrelevante (somit nicht zu betrachtende) Vorbelastung an den 
relevanten Immissionspunkten (s. Kapitel 4.3). Eine zahlenmäßige 
Berücksichtigung als Vorbelastung in Anlage 4 kann mit dieser Begründung 
entfallen. 
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Gewerbebetriebe, die sich innerhalb der angrenzenden 
Bebauungsplangebiete Nr. 7, 36 und 39 befinden, wurden über die 
pauschalen Ansätze der immissionswirksamen flächenbezogenen 
Schallleistungspegel berücksichtigt (s. Kapitel 4.3). Hierbei wurde durch eine 
Rückoptimierung ermittelt, welche Geräuschemissionen plangegeben 
zulässig wären, um im Bereich der vorhandenen schützenswerten Nutzungen 
die Richtwerte einzuhalten (Ansatz: maximal zulässige Vorbelastung im 
Bestand). Diese Vorgehensweise war bereits Bestandteil der Untersuchung 
zum Bebauungsplan Nr. 61. Weitere Betriebe außerhalb der untersuchten 
Bereiche, die zu einer ggf. relevanten Gewerbelärmvorbelastung führen 
könnten, sind nicht bekannt. 
 
Ferner zeigen die Ergebnisse der Anlage 4, dass die Zusatzbelastung durch 
die Summe der beiden Plangebiete Nr. 27 und Nr. 63 die Richtwerte nachts 
um mehr als 10 dB unterschreitet. Somit befinden sich die Immissionspunkte 
(außerhalb der Ausschlussbereiche in den auf FNP-Ebene dargestellten 
Ferienhausgebieten) gemäß TA Lärm nachts außerhalb des 
Einwirkungsbereichs der beiden Plangebiete Nr. 27 und Nr. 63.  
 
Im Schalltechnischen Bericht vom 07.12.2016 werden Aussagen wie folgt 
getroffen: 
 
a) Vorbelastung- IFSP: 

 
4.3 Einschätzung der plangegebenen Gewerbelärmvorbelastung 
 
Die Einschätzung der Gewerbelärmvorbelastung durch die Bebauungs-
plangebiete Nr. 7, Nr. 36 und Nr. 39 basiert auf der Vorgehensweise zur 
schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 61. Im Rahmen der 
zugehörigen schalltechnischen Untersuchung wurde folgende 
Vorgehensweise für diese Bebauungsplangebiete abgestimmt und 
durchgeführt: 
 
In direkter Nachbarschaft zum Bebauungsplangebiet Nr. 61 befinden sich die 
Bebauungsplangebiete Nr. 36, Nr. 7 und Nr. 39 mit der Ausweisung von 
Gewerbe- und Industriegebietsflächen. Innerhalb des 
Bebauungsplangebietes Nr. 36 wurden - als einziger dieser Bebauungspläne 
- die zulässigen Geräuschemissionen in Form von flächenbezogenen 
Schallleistungspegeln (FSP) mit folgenden Werten festgesetzt.  
 
- Bebauungsplan Nr. 36: Gewerbegebiet (GE):    FSP = 50/40 dB(A) pro m²  
tags/nachts  
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Für die Bebauungsplangebiete Nr. 36 und Nr. 39 sind keine derartigen 
Festsetzungen getroffen worden. Hier ist nur anhand der Gebietsabstufung 
zwischen Gewerbegebiet (GE) und Industriegebiet (GI) eine entsprechende 
Einstufung in gebietstypische Emissionskennwerte möglich. Da jedoch keine 
normativen Richtwerte o. ä. zu maximal zulässigen Emissionskennwerten 
existieren, können hier nur über eine Rückrechnung die maximal zulässigen 
flächenbezogenen Schallleistungspegel - als Einschätzung der zu 
erwartenden Gewerbelärmvorbelastung - berechnet werden. (…) 
 
4.4 Berechnungsverfahren: immissionswirksame flächenbezogene 
Schallleistungspegel 
 
Zur Ermittlung der durch immissionswirksame flächenbezogene 
Schallleistungspegel (IFSP) hervorgerufenen Gewerbelärmvorbelastung ist 
das Berechnungsverfahren nach DIN ISO 9613-2 [6] heranzuziehen.  
 
Hierbei wird von schallabstrahlenden Flächen und freier Schallausbreitung 
innerhalb der Gewerbe- und Industriegebietsflächen mit einer mittleren 
Quellhöhe von 5 m über Gelände ausgegangen. Bei den Ausbreitungs-
berechnungen werden Dämpfungsfaktoren wie Boden- und Meteorologie-
dämpfung etc. berücksichtigt. (…) 
 
Dieses Verfahren basiert auf dem Modell der immissionswirksamen 
flächenbezogenen Schallleistungspegel, welches vor dem Verfahren der 
Emissionskontingentierung gemäß DIN 45691 angewendet wurde. Hierbei 
wurden - in Anlehnung an die Veröffentlichung des ehemaligen 
Niedersächsischen Landesamtes für Ökologie "Flächenbezogene Schall-
Leistungspegel und Bauleitplanung" - für die Ausbreitungsberechnung das 
Abstandsmaß, das Luftdämpfungsmaß und das Boden-Meteorologie-Maß 
herangezogen.  
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b) Vor- und Zusatzbelastung: Emissionskontingente LEK: 

 
4.5 Berechnungsverfahren: Emissionskontingente gemäß DIN 45691 [7] 
 
Die Emissionskontingente LEK,i nach DIN 45691 [7] sind für alle Teilflächen i 
als ganzzahlige Werte so festzulegen, dass an keinem der untersuchten 
Immissionspunkte j der Planwert LPl,j durch die energetische Summe der 
Immissionskontingente LlK,i,j aller Teilflächen i überschritten wird, d. h. 
 

10lg ∑ 10 
0,1(L

EK,j
 - ΔL

i,j
)
 ≤ LPl,j            in dB 

 
mit 

LEK,i               ≙      Emissionskontingent der i-ten Teilfläche in dB 

LPl,j                ≙      Plan-/Zielwert am j-ten Immissionspunkt in dB 
ΔLi,j               ≙      -10lg(Si / (4πs²i,j)) in dB ≙ Differenz zwischen dem 

Emissionskontingent LEK,i und dem Immissionskontingent 
LlK,i,j einer Teilfläche i am Immissionsort j in dB  
mit 
Si       ≙     die Flächengröße der Teilfläche in Quadratmeter 

si,j     ≙     der horizontale Abstand des Immissionsortes 
vom Schwerpunkt der  
Teilfläche in Meter 

 
Wie dieser Formel zu entnehmen ist, wird nach DIN 45691 ausschließlich die 
geometrische Ausbreitungsdämpfung (= abstandsabhängige Pegelabnahme) 
berücksichtigt. Weitere Ausbreitungsparameter wie Boden- und Meteorologie-
dämpfung wurden nicht berücksichtigt. Dies wird auch im Kapitel 5 wie folgt 
angegeben: 
 

    



Ri/Me-09170151-01 EW-B-Plan-Bürger / 21.08.2017 

 Anregungen der Bürger Beschlussvorlage Abstimmungsergebnis 

einst. ja enth. nein 

 

                lfd. Nr. 5 

 

  
5.) Emissionskontingentierung: Bebauungsplan Nr. 27 der Gemeinde Bippen 
und Bebauungsplan Nr. 63 der Stadt Fürstenau 
 
Bei der Berechnung der Emissionskontingente wird entsprechend der DIN 
45691 [7] das einfache Verfahren ohne Berücksichtigung von Boden- und 
Meteorologiedämpfung etc. angewendet und nur die geometrische 
Abstandsdämpfung in den Vollraum eingezogen. (…) 
 
D. h., dass die Boden- und Meteorologiedämpfung nur bei der 
Vorbelastungsbetrachtung durch die Bebauungsplangebiete Nr. 7, Nr. 36 und 
Nr. 39 - auf Grund der Ansätze für immissionswirksame flächenbezogene 
Schallleistungspegel - und normkonform nicht bei der 
Emissionskontingentierung und auch nicht bei der Vorbelastungsberechnung 
zum B-Plan Nr. 61 angesetzt wurde. 
 
 
 
1.2 Reflexion und Bodendämpfung 
 
Reflexionen sind normkonform gemäß DIN 45691 ebenfalls nicht zu 
berücksichtigen. Erst beim Nachweis über die Einhaltung der nach DIN 45691 
berechneten Immissionskontingente nach dem Berechnungsverfahren nach 
DIN ISO 9613-2 werden alle Ausbreitungsparameter - wie auch Reflexionen 
an den Gebäuden - berücksichtigt. 
 
 
Insgesamt kann somit von einem sach- und normgerechter Umgang im 
Hinblick auf die Lärmsituation ausgegangen werden. Eine Änderung 
diesbezüglicher Planfestsetzungen ist nicht erforderlich. 
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Zu 2: Grundwasser 
 
Durch den Bebauungsplan werden keine Vorhaben zugelassen, die eine 
großflächige Verunreinigung des Grundwassers bewirken könnten. Die 
Sondergebietsnutzung setzt abschließend die zulässigen Nutzungen fest. 
Anlagen mit erhöhtem Grundwassergefährdungspotenzial (wie beispielsweise 
Tankstellen) sind demnach nicht zugelassen. Zum Schutz vor kleinflächigen 
Verunreinigungen sollen im Rahmen der nachfolgenden BImSchG-
Genehmigung z. B. ein Verbot zur Betankung von Fahrzeugen im Gelände 
sowie eine Zufahrtsbeschränkung für Fremdfahrzeuge ausschließlich mit 
Straßenverkehrszulassung vorgesehen werden. 
 
Ein erhöhtes Gefährdungspotenzial durch Fahrzeughavarien liegt nach den 
bisherigen Erfahrungen des bereits genehmigten Betriebes nicht vor. 
 
Planänderungen zu diesem Aspekt sind nicht erforderlich. 
 
Zu 3: Wald 
 
Bei der neu als „Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
(Geländefläche für Kfz)“ festgesetzten Fläche handelt es sich weder 
tatsächlich noch rechtlich um Wald. Mit Genehmigung des Sandabbaus auf 
Basis des Antrages „Bodenabbau Fensterberge“ vom September 2011 ist die 
Waldeigenschaft entfallen. Die Realisierung der dafür erforderlichen 
Kompensationsberechnung des vorliegenden Umweltberichtes geht im 
Geltungsbereich rechnerisch vom kompensierten Wert der Flächen aus und 
stellt diese Wertigkeit als Bestand dar. Durch die neue Nutzung bewirkte 
Wertreduzierungen der Flächen wurden in ausreichendem Maße 
berücksichtigt. 
 

Zu 4: Emissionen 
 
Durch den Betrieb der geplanten Freizeitanlage ist neben Schallbelastungen 
grundsätzlich auch mit Luftschadstoffauswirkungen zu rechnen. Der Anteil 
von Fahrzeugen militärischen Ursprungs bleibt bei der Freizeitnutzung jedoch 
deutlich hinter dem der ursprünglichen Nutzung als Standortübungsplatz 
zurück. Es ist auch nur von einem geringen Umfang älterer Fahrzeugmodelle 
auszugehen, die noch nicht unter Beachtung aktueller Schadstoffreglemen-
tierungen für neuere Fahrzeuge gefertigt wurden. 
 
Sofern trotz der perspektivisch noch weiter sinkenden Schadstoffemissionen 
der Kfz lokal und temporär dennoch evtl. erhebliche Belastungen entstehen 
sollten, ist angesichts der Filterfunktion des umgebenden Bewuchses 
außerhalb des Geltungsbereiches des B-Planes und insbesondere im Bereich 
sensibler Nutzungen (z. B. Wohnen iFFH-Gebiet) nicht mit erheblichen 
Belastungen zu rechnen. 
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Zu 5: Artenschutz 
 
Kreuzköte: 
 
Die Kreuzkröte (Bufo calamita) wurde 2009 (BMS Umweltplanung) in 
verdichteten, bis in den Juni hinein wasserführenden Fahrspuren in der 
ehemaligen Panzerübungsfläche mit einem großen Vorkommen gefunden (> 
100 Rufer). In der Sandgrube waren es, ebenfalls in Fahrspuren, etwa 15 
Rufer. 
In den Panzerfahrspuren wurden Ende Juni auch Larvalstadien gefunden. Es 
ist somit davon auszugehen, dass sich diese Art an mehreren Stellen in 
insgesamt großen Beständen im Untersuchungsgebiet reproduziert. 
 
2010 (Wennemann) fanden sich in insgesamt 11 Kleingewässern der Panzer-
übungsstecke Kreuzkröten, wovon nur eines Kaulquappen enthielt. In den 
übrigen 10 Laichgewässern fanden sich insgesamt 49 männliche Rufer. 
 
Eine hohe Zahl an Rufern wurde 2010 (Starrach) in der nördlichen Sandgrube 
in ein Gewässer das im Zuge des 4*4 Geländeparcours entstanden ist 
kartiert. 
 

Aufgrund des Mortalitätsrisikos wurde bereits 2011  die Herrichtung von 
Ersatzlebensräumen als CEF-Maßnahme für Amphibien, insbesondere für die 
Kreuzkrötenpopulation im westlichen Abschnitt der vorhandenen Sandgrube 
geplant und  umgesetzt. 
 
Die Zahl der Rufer hat sich in den CEF-Bereich verschoben. Zudem werden 
Rufer nach wie vor im Bereich der Sandgrube und des ehemaligen 
Panzergeländes angetroffen. Große Kreuzkötenbestände liegen heute auch 
in den benachbarten Sandabbauflächen der Fa. Heese westlich und nördlich 
des 4*4 Geländeparcours. 
 
Die Befahrung des Geländes nach Aufgabe der militärischen Nutzung hat 
eine Vielzahl potenzieller Laichgewässer entstehen lassen und Korridore 
geöffnet die den Kreuzkröten die Möglichkeit gibt, zahlreiche Gewässer und 
Landlebensräume neu zu erschließen. Ohne eine Nutzung des Geländes als 
4*4 Geländeparcours würden günstige Habitateigenschaften langfristig durch 
Sukzession und Bewaldung verschwinden. Die Kreuzkötenpopulation ist 
aufgrund des Betriebs stabil und insgesamt kopfstärker als in 2009. 
 
Ziegenmelker: 
 
Das Ausbleiben des Ziegenmelkers ist nicht auf den Betrieb zurückzuführen. 
Auch in Bereichen in denen der Ziegenmelker 2009 nachgewiesen wurde und 
die in einer schonenden Biotopflege durch Schafbeweidung liegen, konnten in 
den letzten Jahren keine Ziegenmelker ermittelt werden. 
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Heidelerche: 
 
Die als Sandmagerrasen kartierten Schutzflächen im Panzerübungsgelände 
zeigen heute einen massiven Anflug von Kiefer und Birke. Diese Flächen 
konnten 2009 noch als Brutplatz der Heidelerche kartiert werden. Die 
Entwertung der Flächen für diese Art ist eindeutig. Hier wird in Abstimmung 
mit der Unteren Naturschutzbehörde ein Pflege- und Entwicklungskonzept 
erarbeitet, um die Attraktivität der Flächen für Bodenbrüter zu steigern und 
vor allem auch den Sandmagerrasencharakter wiederherzustellen. 
 
zu 7: Biotopschutz 
 
Auswirkungen durch Emissionen auf besonders geschützte Biotope sind sehr 
gering und liegen unterhalb der Relevanzschwelle. Das FFH-Gebiet 
„Schwatte Poele“ liegt ca. 900m nordwestlich des befahrbaren 
Sandgrubenbereichs entgegen der Hauptwindrichtung. Zudem ist zu 
berücksichtigen, dass der überwiegende Teil der Emissionen innerhalb des 
deutlich abgesenkten Geländeteiles erfolgen und deshalb in ihrer Auswirkung 
auf Nachbarbereiche gemindert werden. Auswirkungen liegen hier außerhalb 
der Rechengenauigkeit und unterhalb der Relevanzschwelle. 
 
Aus den vorgenannten Gründen ist eine Änderung des B-Planes nicht 
erforderlich. 
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